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3. Bestrebungen gegen Verfassungsgrundsätze sol­
che Bestrebungen, deren Träger darauf hinarbeiten, 
einen Verfassungsgrundsatz (Absatz 2) zu beseitigen, 
außer Geltung zu setzen oder zu untergraben.

§92a
Wegen der nach den Vorschriften dieses Abschnitts 

strafbaren Handlungen kann erkannt werden
1. neben einer Freiheitsstrafe aus den §§ 80, 81 bis 

83 Abs. 1 auf Geldstrafe in unbeschränkter Höhe;
2. neben einer Freiheitsstrafe aus den §§ 80a, 83 

Abs. 2, §§ 84 bis 90b auf Geldstrafe;
3. neben einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs 

Monaten auf Nebenfolgen nach § 31 Abs. 2, 5;
4. neben jeder Freiheitsstrafe aus den §§ 80 bis 86, 

87 bis 89 auf die Zulässigkeit von Polizeiaufsicht.

§ 92b
(1) Ist eine Straftat nach diesem Abschnitt began­

gen worden, so können
1. Gegenstände, die durch die Tat her vor gebracht 

oder zu ihrer Begehung oder Vorbereitung gebraucht 
worden oder bestimmt gewesen sind, und

2. Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach den 
§§ 80a, 86, 86a, 90 bis 90b bezieht,
eingezogen werden. § 40a ist anzuwenden.

(2) Hat der Täter für die Begehung einer in die­
sem Abschnitt mit Strafe bedrohten Handlung ein 
Entgelt empfangen, so ist das Entgelt oder ein ihm 
entsprechender Geldbetrag einzuziehen. Die Einzie­
hung kann unterbleiben, soweit sie für den Betroffe­
nen eine unbillige Härte wäre oder der Betroffene 
das Empfangene vor der Entscheidung über die Ein­
ziehung verbraucht und nicht dabei zur Vereitelung 
der Einziehung gehandelt hat; das gleiche gilt, wenn 
der Wert des Empfangenen gering ist.

vgl. § 56 (bei § 40 StGB West)

vgl. § 57 (nach § 41c StGB West)


